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Gemeinde Gägelow
Gemeindevertretung Gägelow

Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Gägelow, Nr: SI/13GV/2012/02
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 der Gemeinde Gägelow für 
das Gebiet im Ortszentrum Gressow (durch Teilaufhebung) 
hier: Abwägungs- und Satzungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

26.03.2012 Bauausschuss
27.03.2012 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:

1. Die Gemeindevertretung hat die während der Beteiligung der berührten Behörden, der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und der 

Öffentlichkeit vorgebrachten Stellungnahmen mit folgendem Ergebnis geprüft: siehe 
Anlage
Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses. Die Gemeindevertretung stellt fest, dass 
von Seiten der Öffentlichkeit keine Stellungnahmen vorgebracht wurden. 

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange sowie den Nachbargemeinden, die Stellungnahmen vorgebracht haben, das 
Abwägungsergebnis mitzuteilen.

3. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) beschließt die Gemeindevertretung die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 (durch Teilaufhebung) für das Gebiet im 
Ortszentrum Gressow als Satzung.

4. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6 (durch Teilaufhebung) für 
das Gebiet im Ortszentrum Gressow wird gebilligt.

5. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Satzungsbeschluss ortsüblich bekannt zu 
machen. Dabei ist anzugeben, wo die Satzung und die Begründung dazu eingesehen 
werden können und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist. 
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Sachverhalt: 

Die Gemeindevertretung Gägelow hat am 21.04.2009 die Aufstellung der Teilaufhebung 
eines rd. 2,9 ha großen Teilstückes des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 6  
beschlossen.
Mit der Aufhebung wird das Ziel verfolgt, in Gressow gebundene Kapazitäten der 
Siedlungsentwicklung zu lösen und diese einer Entwicklung in den Ortsteilen Gägelow und 
Proseken zukommen zulassen. Damit kann nicht zuletzt auch den Vorgaben des Regionalen 
Raumentwicklungsprogrammes Westmecklenburg für die künftige Gesamtentwicklung der 
Gemeinde Gägelow entsprochen werden. Hiernach soll sich die bauliche Entwicklung im 
Wesentlichen auf die Hauptorte konzentrieren.

Der Vorentwurf der Satzung wurde von der Gemeindevertretung am 31.05.2011 gebilligt. 
Daran anschließend fand die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die frühzeitige 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange statt.
Die Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen hat zu keinen inhaltlichen Änderungen des 
Satzungsentwurfes geführt. 
Die BVVG weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass ihr durch die Teilaufhebung ein 
Planungsschaden gemäß § 42 Abs. 2 BauGB entstehen würde. Die Gemeinde kommt nach 
eingehender Prüfung zu dem Ergebnis, dass durch die Teilaufhebung kein 
Vermögensschaden entsteht, da die Frist von 7 Jahren bereits abgelaufen ist. 

Der Landkreis weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass vom Ursprungsplan kein 
ausgefertigtes Exemplar mehr existiert. Um dieses formale Problem zu lösen, schlägt der 
Landkreis vor, den Bebauungsplan Nr. 6 vollständig auf dem Plan darzustellen 
(einschließlich aller textlichen Festsetzungen des Ursprungsplanes), die Teile der Aufhebung 
gesondert darzustellen und die Planung unter der Bezeichnung        "1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 6 (durch Teilaufhebung)" weiterzuführen. Damit verfügen die 
Gemeinde und der Landkreis über eine Planurkunde, die eindeutig den künftigen 
Geltungsbereich des B-Planes Nr. 6 mit allen dazugehörigen Festsetzungen darstellt. 

Mit dieser formalen Änderung wurde der Plan am 29.11.2011 von der Gemeindevertretung 
als Entwurf beschlossen. 

In der Zeit vom 09.01.2012 bis 09.02.2012 ist der Entwurf nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegt worden. Parallel dazu erfolgte die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB. 

Die abgegebenen Stellungnahmen wurden geprüft und in die Abwägung eingestellt. Auch 
aus der erneuten Behördenbeteiligung resultieren keine wesentlichen Änderungen. Von 
Seiten der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 

Nunmehr kann von der Gemeindevertretung der Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
gefasst werden. Die Satzung wird durch Bekanntmachung rechtskräftig. 

Anlagen:

- Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen
- Satzungsunterlagen mit Begründung und Umweltbericht







































































 
 
 
 

GEMEINDE GÄGELOW 
 

Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6  
(durch Teilaufhebung) 

 
 

Abwägung der im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger  
öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 und 2 BauGB) sowie der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 und 2 BauGB)  

zum Vorentwurf vom 14.04.2011  
und zum Entwurf vom 29.11.2011 eingegangenen Stellungnahmen 

 
 

Sitzung des Bauausschusses am 26.03.2012 
 

Sitzung der Gemeindevertretung am 27.03.2012 
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Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange,  Nachbar-
gemeinden und Bürger 
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Die Äußerungen und Hinweise der Fachdienste werden zur Kenntnis genom-
men und wie nachstehend erläutert berücksichtigt. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Erkenntnisse über vorhandene 
Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen vorliegen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Für die Teilbereiche 2 und 3 der 1. Änderung, für die die Satzung bestehen 
bleibt, gelten weiterhin die Aussagen der Begründung zum Ursprungsplan. 
Da diese keine Angaben zum Umgang mit zufällig aufgefunden Belastun-
gen des Bodens enthält, erfolgt die Aufnahme eines Hinweises auf die 
Planzeichnung.  
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von der Planung keine immissions-
schutzrechtlichen Belange berührt werden. 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen die Planung bezüglich der 
Belange von Naturschutz und Landschaftspflege keine Einwände bestehen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass zur Planung von Seiten der Kom-
munalaufsicht keine Bedenken oder Vorbehalte vorgebracht werden. 
 
 
Die Planungskosten für das Planverfahren zur 1. Änderung des B-Plan    
Nr. 6 trägt die Gemeinde Gägelow. Weitere Kosten entstehen durch die 
Teilaufhebung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 6 nicht. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass es aus verkehrlicher Sicht zur Pla-
nung keine Hinweise oder Bedenken gibt. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Straßenaufsichtsbehörde  zur 
Planung keine Einwände hat. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten des Straßenbaulastträ-
gers keine Einwände bestehen, da dessen Belange von der Planung nicht 
berührt werden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bau-, Kunst- und Boden-
denkmale von der Planung beeinträchtigt werden und keine Bedenken oder 
Vorbehalte vorzubringen sind. 
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Derzeit befindet sich die 3. Änderung des FNP in Aufstellung, in die die Zie-
le des rechtsgültigen RREP WM (Regionales Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg) und die aktuellen Zielstellungen der Gemeinde Gägelow 
einfließen werden. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus planungsrechtlicher Sicht zur 
Teilaufhebung keine Bedenken bestehen. 
 
Der Hinweis wurde bei der Erstellung des Entwurfs zur Offenlegung nach   
§ 3 Abs. 2 BauGB berücksichtigt. Ein entsprechendes Exemplar hat öffent-
lich ausgelegen. 
 
 
 
Der Hinweis wurde berücksichtigt. Die Satzung über die Teilaufhebung des 
Bebauungsplanes Nr. 6 wird mit der Bezeichnung 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 6 (durch Teilaufhebung) weitergeführt. Präambel und Ver-
fahrensleiste wurden entsprechend angepasst. 
Der Entwurf der Satzung wurde mit dieser Bezeichnung nach § 3 Abs. 2 
BauGB offengelegt. 
 
 
Der Hinweis wurde bei der Erarbeitung des Entwurfs berücksichtigt. Unter 
Pkt. 1 des Teil B – Text ist dies festgeschrieben. 
 
 
 
Der Hinweis wurde berücksichtigt. In der Begründung zum Entwurf ist ein 
entsprechender Passus enthalten. (Pkt. 7, Satz 5) 
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Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Gägelow weist das betreffende 
Gebiet als Wohnbaufläche aus. Im Zuge einer aufzustellenden FNP-
Änderung ist vorgesehen, die Fläche zur naturräumlichen Ortsrandbildung 
zukünftig als Außenbereich darzustellen. 
Der wirksame Flächennutzungsplan ist an dieses Planungsziel anzupassen. 
Derzeit befindet sich die 3. Änderung des FNP in Aufstellung, in die die Zie-
le des rechtsgültigen RREP WM (Regionales Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg) und die aktuellen Zielstellungen der Gemeinde Gägelow 
einfließen werden. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass die Planung mit den Zielen 
der Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist. 
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Der Hinweis wird berücksichtigt. Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der 
Begründung in Bezug auf die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und 
Landesplanung. 
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Der Hinweis wird berücksichtigt. Sobald die Genehmigung der Planung vorliegt, 
wird ein vollständiges Exemplar an die Behörde übersandt. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Behörde als Eigentümer nicht von 
der Teilaufhebung des B-Plan Nr. 6 betroffen ist. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Unterlagen geprüft wurden und aus 
landwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken und Anregungen geäußert werden.  
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Gebiet der Teilaufhebung in 
keinem Verfahren zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die von der Behörde  nach NatSchAG 
M-V zu beurteilenden Belange von der Planung nicht betroffen sind. 
Die Untere Naturschutzbehörde und das Landesamt für Umwelt, Naturschutz 
und Geologie sind zur Wahrnehmung ihrer Belange ebenfalls am Planverfah-
ren beteiligt worden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus wasserrechtlicher Sicht zur Pla-
nung keine Bedenken bestehen und Gewässer I. Ordnung von der Planung 
nicht berührt werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die zuständige Behörde beim 
Landkreis Nordwestmecklenburg ist am Planverfahren beteiligt worden. Altlas-
ten oder altlastenverdächtige Flächen im Geltungsbereich der 1. Änderung des 
B-Plan Nr. 6 sind dort nicht registriert. 
 
Die Hinweise bezüglich im Plangebiet durchzuführender Maßnahmen, die die 
Bodenfunktion beeinträchtigen, sind für den Aufhebungsbereich (Teilbereich 1) 
nicht relevant, da mit Rechtskraft der Satzung Baumaßnahmen im Aufhe-
bungsbereich nicht mehr zulässig sein werden. 
 

Für die Teilbereiche 2 und 3 der 1. Änderung, für die die Satzung bestehen 
bleibt, gelten weiterhin die Aussagen der Begründung zum Ursprungsplan. Da 
diese keine Angaben zum Umgang mit zufällig aufgefunden Belastungen des 
Bodens enthält, erfolgt die Aufnahme eines Hinweises auf die Planzeichnung.  
 
 
 
 
 
 
 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass von der Behörde wahrzunehmende 
immissionsschutzrechtliche Belange von der Planung nicht berührt sind. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der vom Bergamt wahrzu-
nehmenden Belange keine Einwände oder ergänzenden Anregungen vorge-
bracht werden. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Planung keine artenschutzrechtli-
chen Belange nach § 44 Abs. 1 BNatG berührt. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Straßenbauamt gegen die Planung 
keine Einwände hat. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Teilaufhebung des Bebauungspla-
nes Nr. 6 zugestimmt wird. 
Die Bedingungen der Wasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung  zu 
den weitergeltenden Teilbereichen 2 und 3 der 1. Änderung sind Bestandteil 
der Begründung des Ursprungsplanes zur Satzung des Bebauungsplanes     
Nr. 6.  
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Die Allgemeinen Hinweise zum Versorgungsnetz der e.on edis werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die Bedingungen der Energieversorgung in den weitergeltenden Teilbereichen 
2 und 3 der 1. Änderung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 6 sind Be-
standteil der Begründung zur Ursprungssatzung, die hierfür weiterhin Gültigkeit 
behält.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen die Teilaufhebung des Bebau-
ungsplanes Nr. 6 keine Einwände bestehen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass von der Teilaufhebung weder Anlagen 
noch Planungen der Verbundnetz Gas AG berührt werden und keine Einwän-
de bestehen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des Versorgungsträgers 
von der Planung nicht berührt werden. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass Belange der Baudenkmal-
pflege und Bodendenkmalpflege von der Planung nicht berührt werden. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Planung zugestimmt wird und An-
lagen des Verbandes nicht betroffen sind. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass Eigentum und Vorhaben des Landes 
Mecklenburg Vorpommern von der Planung nicht betroffen sind. 
 
Die Einbindung der betreffenden Fachverwaltungen ist im Rahmen des Plan-
verfahrens nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus verkehrspolizeilicher Sicht gegen 
die Planung keine Bedenken bestehen.  
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wurde bereits vor Erstellung 
des Entwurfs von der Verwaltung mit dem Ergebnis geprüft, dass kein Eingriff 
in die Vermögenswerte der BVVG erfolgt, da mit Ablauf der 7-Jahres-Frist 
nach § 42 Abs. 3 Satz 1 BauGB kein Entschädigungsanspruch besteht. 
Dies ist der BVVG bereits vor der erneuten Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 
und der Offenlegung nach § 3 Abs. 2 BauGB mitgeteilt worden. (vgl. nachfol-
gendes Schreiben vom 17.10.2011) 
Eine erneute Stellungnahme wurde von der BVVG nicht vorgelegt. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Teilaufhebung des Bebauungspla-
nes Nr. 6 zugestimmt wird. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Gemeinde Püschow zur 
Planung keine Anregungen und Bedenken bestehen und nachbarschaftliche 
Belange nicht berührt werden. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Hohenkirchen zur Pla-
nung weder Anregungen noch Bedenken vorbringt. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Bobitz zur Planung keine 
Hinweise und Bedenken hat. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Barnekow zur Planung 
keine Hinweise und Bedenken hat. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Stadt Grevesmühlen zur 
Planung keine Anregungen und Bedenken bestehen und nachbarschaftliche 
Belange nicht berührt werden. 
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Ersuchen um das gemeindliche Einvernehmen zum Antrag nach 
dem Bundesimmissionsschutzgesetz auf Erweiterung der 
Milchviehanlage in Gressow
Beratungsfolge:
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26.03.2012 Bauausschuss
27.03.2012 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Gägelow erteilt das gemeindliche Einvernehmen nach §§ 36, 35 
BauGB zum Antrag der MAG Gressow AG zur Errichtung und Betrieb einer Rinderanlage in 
Gressow (AZ: StALU WM 52b-5712.0.701e-58029).
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Sachverhalt: 

Die MAG Milch- und Marktfrucht Gressow AG plant auf den Flurstücken 101, 144/4 und 
144/6 der Flur 2 in der Gemarkung Gressow die Erweiterung der bestehenden 
Milchviehanlage. Die Erweiterung umfasst den Neubau eines Milchviehstalls, eines 
Melkhauses mit Abkalbe- und Krankenstall, eines Güllebehälters sowie den Anbau der 
Wasseraufbereitung. Damit einhergehend soll die Zahl der Milchkühe von derzeit 292 auf 
660 erhöht werden. Die Zahl der Jungrinder/Kälber wird von 290 auf 275 verringert.

Das Vorhaben ist nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
genehmigungsbedürftig. 

Mit Schreiben vom 30.01.2012 (eingegangen am 01.02.2012) ersuchte das Staatliche Amt 
für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM) als zuständige 
Genehmigungsbehörde die Gemeinde Gägelow um ihr gemeindliches Einvernehmen gemäß 
§ 36 BauGB.

Der Prüfumfang bei der Entscheidung über das gemeindliche Einvernehmen umfasst hierbei 
ausschließlich das Planungsrecht nach §§ 31, 33, 34 und 35 BauGB.

Die beantragte Erweiterung der Rinderanlage befindet sich südlich von Gressow inmitten von 
intensiv landwirtschaftlich genutzten Grünland- und Ackerlandflächen im Außenbereich, so 
dass sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach § 35 BauGB richtet.
 
Nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sind Vorhaben, die einem landwirtschaftlichen Betrieb dienen 
und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnehmen, im Außenbereich 
privilegiert, wenn die Erschließung ausreichend gesichert ist und öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen.

Die Tierhaltung zählt ebenfalls zur Landwirtschaft, soweit das Futter überwiegend auf den 
zum landwirtschaftlichen Betrieb gehörenden, landwirtschaftlichen genutzten Flächen 
erzeugt werden kann.

Laut ergänzender Baubeschreibung kann das Futter auf den (z.T. gepachteten) 
Betriebsflächen von insgesamt 1868 ha angebaut werden.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Schweinemastanlage dient damit einem 
landwirtschaftlichen Betrieb.

Das Bauvorhaben nimmt nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche ein.

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Gägelow steht dem Vorhaben als öffentlicher 
Belang nicht entgegen, da dieser für die betreffenden Grundstücke "Flächen für die 
Landwirtschaft" festsetzt. Eine konkrete Standortbezogenheit kommt dieser Darstellung 
regelmäßig gegenüber privilegierten Vorhaben nicht zu.

Weitere öffentliche Belange wie beispielsweise der schädlichen Umwelteinwirkungen und 
des Schutzes von Natur und Landschaft werden im Genehmigungsverfahren von den 
zuständigen Abteilungen des StALU WM und des Landkreises Nordwestmecklenburg 
geprüft.

Laut vorliegenden Antragsunterlagen werden an den nächstliegenden Wohnbebauungen im 
Außenbereich (Immissionsorte IO 1 und 2) Geruchsstundenhäufigkeiten/Jahr von 12% 
prognostiziert. Damit wird der Immissionswert für den Außenbereich von 25% eingehalten.

Die weiterhin betrachtete nächstgelegene im Zusammenhang bebaute Wohnbebauung ist im 
Flächennutzungsplan der Gemeinde als Wohnbaufläche ausgewiesen. Sie befindet sich 
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zudem im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 6 a der Gemeinde und 
ist als "WA - allgemeines Wohngebiet" ausgewiesen.
Dennoch wird für die Bewertung der Immissionen auf ein Dorfgebiet abgestellt. Begründet 
wird dies mit der Ortsüblichkeit, da die Rinderanlage bereits langjährig existiert. 
Unter dieser Annahme werden die zulässigen Immissionswerte von 15% eingehalten bzw. 
unterschritten. (Der zulässige Immissionswert für ein allgemeines Wohngebiet beträgt 10 % 
Geruchsstundenhäufigkeit/Jahr.)

Im südlichen Bereich des Bebauungsplanes Nr. 6 a wird die Geruchsstundenhäufigkeit auf 
den im Eigentum der MAG AG befindendlichen Flächen ebenfalls zunehmen. Das 
Grundstück ist als Baufläche ausgewiesen. Tatsächlich ist die Fläche jedoch mit der Einfahrt 
zur Milchviehanlage bebaut. Der Eigentümer verzichtet daher auf sein Baurecht. Sollte der 
Bebauungsplan künftig geändert werden, wird dies berücksichtigt werden. Die Kosten 
werden entsprechend von der MAG getragen (siehe beiliegendes Schreiben der MAG AG v. 
08.03.2012)

Anlage/n:

- Antragsunterlagen, auszugsweise
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